
zu zahlen, verpflichtet ist nur der Verein als solcher. 
Aber auch der Verein als solcher ist realiter nicht ver­
pflichtet; es ist, wie wir sahen, nicht möglich, ihn zu 
verpflichten, ohne zu seinem Personalbestand gehörige 
Individuen zu verpflichten; es liegt in Wirklichkeit 
eine Haftung des Vereinsvermögens ohne korrespon­
dierende Schuld vor. Diese Haftung ohne Schuld wird 
aus einem rechtstechnischen Grund als Haftung aus 
Schuld fingiert, nämlich deshalb, weil die Vorschriften 
über die Haftung auf Haftung aus Schuld gemünzt 
sind: Haftung ohne Schuld ist eine Ausnahme. Ganz 
ohne Verpflichtungen einzelner Personen geht es auch 
bei der Haftung ohne Schuld nicht ab, es müssen die 
Exekutivorgane verpflichtet werden, die die Haftung 
erforderlichenfalls zu realisieren haben. Diese zivil­
rechtliche Betrachtungsweise auf das Völkerrecht zu 
übertragen, ist nicht angängig. Einmal fehlt es im 
Völkerrecht vielfach an Haftungen; wo sie aber be­
stehen, müßten sie verwirklicht werden in Ausführung 
von Verpflichtungen einzelner Personen. Wenn einzelne 
Personen durch das Völkerrecht nicht verpflichtet wer­
den können, wären solche Verpflichtungen durch 
Landesrecht aufzuerlegen. Das Völkerrecht würde in 

. letzter Linie auf dem Landesrecht beruhen und damit 
seiner Sonderexistenz verlustig gehen.

Wiederum geht der Etatismus der Staaten weniger 
weit als der der Völkerrechtswissenschaft. Die Staaten 
bestehen mit zunehmendem Nachdruck darauf, daß 
Personen, die sich schwerwiegender Verletzungen des 
Völkerrechts schuldig gemacht haben, zu strafrecht­
licher Verantwortlichkeit gezogen werden. Wie sollen 
diese Personen aber das Völkerrecht verletzten, wenn 
sich dieses gar nicht an sie richtet?

Es bleibt zu untersuchen, ob sich das Völkerrecht 
grundsätzlich an jedermann oder nur an staatliche 
Organpersonen richtet Da sich im Völkerrecht eine 
derartige Unterscheidung nicht findet, dürfen wir an­
nehmen, daß sich das völkerrechtliche Gesetz, wie nach 
bekannter Formel das staatliche, an den richtet, den 
es angeht.

Wie weit haben wir uns mit den eben angestellten 
Erwägungen unserem Ziel genähert? Wir möchten, daß 
das Völkerrecht eine zuverlässigere Gewähr für den 
Frieden biete, als es bisher der Fall war. Wir haben 
nicht das Vertrauen in die Staaten, daß sie in ihrer 
Völkerrechtspolitik mit fester Entschlossenheit auf die 
Aufrechterhaltung des Friedens hinarbeiten. Allzu 
viele von ihnen zeigen — trotz schöner Friedensver­
sprechungen — bedrohliche Neigungen zum Krieg. 
Nun gibt es neben den Staaten noch andere Organe 
der Völkergemeinschaft, die an der Setzung von 
Völkerrecht beteiligt sind, so die internationalen 
Schiedsgerichte, so die Völkerrechtswissenschaft. Aber 
die rechtsbildende Wirksamkeit beider ist eine 
sekundäre, akzessorische, und von der Völkerrechts­
wissenschaft sahen wir, daß sie mehr den Staaten 
dient als der Völkergemeinschaft. Immerhin gibt es 
völkerrechtliche Bestimmungen, die dem Agressions- 
krieg entgegenstehen, und diese enthalten, wie wir 
festzustellen suchten, die Aufforderung an jedweden, 
die Teilnahme an einem solchen Krieg zu verweigern. 
Indessen konnte man bisher schwerlich sagen: Völker­
recht bricht Landesrecht. Zum Recht gehört nun ein­
mal die Geltung im Sinne der Durchsetzbarkeit im 
Leben, und mit der Geltung des Völkerrechts war es 
bis zur Stunde übel bestellt. Das Völkerrecht war zwar 
im Verhältnis zum Landesrecht das höhere Recht, 
aber an Geltung stand es hinter diesem zurück. In 
einem Konflikt zwischen Völkerrecht und Landesrecht 
mußte man die Entscheidung dem Gewissen des 
Einzelnen überlassen.

Dieser Stand der Dinge ist gegenwärtig im Begriff, 
eine bedeutungsvolle Änderung zu erfahren. Der 
Völkergemeinschaft ist ein neues Organ erstanden, das 
dem Völkerrecht als Friedensrecht einen ungeahnten 
Machtzuwachs zu bringen verspricht. Ich denke an 
die Weltfriedenskongresse. Der Weltfriedenskongreß 
von Paris stand unter der Leitung namhafter 
Intellektueller, er repräsentierte 600 Millionen Men­
schen. Auf dem Kongreß wurde gesagt, die fried­
liebenden Menschen der ganzen Welt würden den 
Staaten den Frieden aufzwingen. Eine solche Ver­
sammlung sollte nicht ein Weltfriedenskongreß,

sondern ein Weltfriedensparlament genannt werden. 
Die Stunde ist gekommen, da die Völkergemeinschaft 
nicht mehr die oligarchische Verfassung beibehalten 
kann, die sie so lange besaß, als die Rechtssetzung 
de facto fast ausschließlich bei den Staaten lag, da 
sie vielmehr ein demokratisches Element in sich auf­
nehmen muß. Dieses demokratische Element sind die 
Weltfriedensparlamente. Der Wille unzähliger Einzel­
ner wird durch ein solches Parlament zu einem Ge­
samtwillen organisiert, dessen Zielsetzung höchste 
sittliche Berechtigung hat und fest und stark genug 
ist, um sein Ziel allen Widerständen zum Trotz zu er­
reichen. Was ihm bisher fehlt, ist nur noch die recht­
liche Formulierung seiner Äußerungen. Das Friedens­
parlament sollte namens der Völkergemeinschaft das 
rechtliche Verbot des Agressivkrieges aussprechen und 
alle die, denen von ihrem Staat die Teilnahme an 
einem solchen Krieg befohlen wird, von ihrer staat­
lichen Gehorsamspflicht entbinden. Wir sind gegen­
wärtig so weit in der Rechtsentwicklung gediehen, um 
den Satz „Völkerrecht bricht Landesrecht“ aufstellen 
zu können. Es sind deren, die entschlossen sind, einem 
den Agressionskrieg proskribierenden Völkerrecht 
Achtung zu verschaffen, nachgerade so viele geworden, 
und es besteht ein solcher Zusammenschluß zwischen 
ihnen, daß für ein derartiges Völkerrecht Geltung in 
Anspruch genommen werden kann.

Die Aufgabe, den Frieden zu begründen, ist die erste, 
aber keineswegs die einzige Aufgabe des Rechts. 
Herrscht unter den Menschen Friede, dann gilt es, 
ihre Zusammenarbeit vernünftig zu organisieren. 
Diese Aufgabe kann nicht ein Weltparlament erfüllen, 
sie muß auf internationalem Gebiet von den Staaten 
erfüllt werden. Und sie wird von ihnen erfüllt wer­
den, wenn sie sich in ihrer Maiorität im Innern eine 
von den Gedanken der Solidarität und der Gerechtig­
keit getragenen Ordnung gegeben haben. Damit ist 
keineswegs gesagt, daß das Weltfriedensparlament sich 
auf die Proklamierung des grundlegenden völkerrecht­
lichen Friedensgesetz.es zu beschränken habe. Es wird 
gut daran tun, durch seine Kommissionen objektive 
Informationen über das Weltgeschehen zu geben, wo­
durch es der Kriegshetze am sichersten ihre Wirk­
samkeit nehmen wird. Es wird ferner, auch ohne 
darum gebeten zu sein, den Staaten über alle Streit­
fragen, die eng mit der Aufrechterhaltung des Friedens 
im Zusammenhang stehen, Vorschläge für eine dem 
Frieden tunlichst dienende Lösung zu unterbreiten 
haben. Je umfassender die Tätigkeit sein wird, die es 
zugunsten des Friedens entfaltet, umso mehr wird es 
in den weitesten Kreisen als ein legitimes und un­
entbehrliches Organ der Völkergemeinschaft an­
erkannt werden.

Das Völkerrecht ist in noch höherem Grade als 
alles übrige Recht etwas Werdendes, etwas in ständi­
gem Fluß Befindliches. Es steht noch dn seinen An­
fängen, ist unbestimmt und mehr oder weniger viel­
deutig in seinen Ansätzen. Das gilt in besonderem 
Maße für die Institution, die wir soeben behandelt 
haben, für die Weltfriedenskongresse. Es ist unmöglich, 
von ihnen mit Genauigkeit zu sagen, welche Rodle sie 
in der Geschichte des Völkerrechts spielen werden. 
Ein Jurist, der sein Metier versteht, antizipiert, wenn 
er vom Völkerrecht spricht, stets in gewisser Weise 
die Zukunft. Wir haben, wie mir scheint, die Grenzen 
des hierbei Erlaubten nicht überschritten, wenn 
wir die Weltfriedenkongresse Weltfriedensparlamente 
nannten und ihre völkerrechtlichen Funktionen zu 
charakterisieren suchten. Wir Juristen müssen die 
rechtlichen Potenzen des Werdenden zunächst uns und 
dann anderen deutlicher zum Bewußtsein bringen und 
sie im Denken unter Berücksichtigung der realen Ent­
wicklungsmöglichkeiten so ausprägen, wie es für den 
Fortschritt der Menschheit am dienlichsten ist. Die 
Arbeit des Juristen muß stets und nicht nur, wenn es 
sich um Fragen de lege ferenda handelt, etwas 
Schöpferisches haben. Wir haben uns einem Beruf 
gewidmet, dessen höchste Pflicht es ist, den Bildungs­
prozeß des Rechtes in der Richtung auf eine Ver­
besserung der gesellschaftlichen Zustände zu be­
einflussen.
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